
Erteilung des Zuschlags für das Grundstück gemacht 
hatte.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Die vom 
Kläger eingelegte Berufung hat das Bezirksgericht zu
rückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n  :

Nach § 93 Abs. 2 ZVG ist der Ersteher eines Grund
stücks zum Ersatz von Verwendungen, die vor dem Zu
schlag gemacht worden sind, nicht verpflichtet. Der 
Kläger vertritt die Auffassung, daß diese Bestimmung 
auf Grund der seit Erlaß des Zwangsversteigerungs
gesetzes eingetretenen gesellschaftlichen Veränderun
gen nicht mehr anwendbar sei. Dieser Auffassung kann 
sich der Senat nicht anschließen. Vielmehr ist § 93 
Abs. 2 ZVG noch geltendes Recht.
Zutreffend hat das Kreisgericht auf den maßgeblichen 
rechtlichen Gesichtspunkt des originären Charakters 
des Eigentumserwerbs durch den Zuschlag im Zwangs
versteigerungsverfahren hingewiesen. An dieser prin
zipiellen Auffassung hat sich auch unter sozialistischen 
Gesellschaftsverhältnissen, wo Zwangsversteigerungen 
die Ausnahme sind und auch Versteigerungen zum 
Zwecke der Aufhebung einer Erbengemeinschaft nur in 
relativ geringem Umfang auftreten, nichts geändert. 
Der im Lehrbuch „Das Zivilprozeßrecht der DDR“, 
Berlin 1958, Bd. II, S. 515 f., vertretenen Auffassung, daß 
der Ersteher des Grundstücks im Hinblick auf die ori
ginäre Entstehung seines Eigentumsrechts den ehema
ligen Besitzern gegenüber nicht zum Ersatz der vor dem 
Zuschlag gemachten Verwendungen verpflichtet ist, ist 
deshalb beizutreten.
Es muß davon ausgegangen werden, daß die Beteilig
ten genügend gesetzliche Möglichkeiten haben, um ihre 
Rechte, so auch den Ersatz eigener Verwendungen auf 
das Grundstück, vor dem Zuschlag durchzusetzen. Dem 
Kläger war bekannt, daß der Sachverständige den Wert 
des Grundstücks und zusätzlich die Höhe der vorge
nommenen Wertverbesserungen angegeben hat. Er 
hätte die Möglichkeit gehabt, gegen die Festsetzung des 
Höchstgebots beim Rat des Kreises Beschwerde einzu
legen. Auf dieses Recht wurde er mit der Ladung zum 
Versteigerungstermin auch ausdrücklich hingewiesen. 
Die von ihm vorgebrachten Gründe, daß die Verklagte 
zu 2) ebenfalls Wertverbesserungen vorgenommen 
habe und sich diese eventuell mit seinen ausgleichen, 
können nicht durchdringen. Er erklärte selbst, daß er 
fest mit der Zuschlagserteilung an sich rechnete. Er ging 
demnach davon aus, daß er in diesem Fall das Grund
stück nur zum festgesetzten Höchstgebot zu erwerben 
braucht, daß also seine und die von seiner Schwester 
vorgenommenen Wertverbesserungen keine Berücksich
tigung finden. Im Falle der Zuschlagserteilung an ihn 
hätte er gleichfalls nur einen, die Höhe der Wertver
besserungen durch die Verklagte zu 2) ausmachenden, 
geringeren Betrag für das Grundstück zu zahlen brau
chen. Er muß es sich deshalb jetzt gefallen lassen, daß 
er für seine Wertverbesserungen einen Ausgleich nicht 
erhalten kann.
Es wird nicht verkannt, daß damit eine gewisse Härte 
für den Kläger eintritt. Es ist jedoch gerade beim 
Zwangsversteigerungsverfahren eine typische und nicht 
zu vermeidende Folge, daß bei dem Beteiligten, der 
nicht den Zuschlag für den Grundbesitz erhält, Härten 
auftreten können. Gerade deshalb orientieren die 
Rechtspflegeorgane die Beteiligten darauf, sich bei der 
Aufhebung einer Gemeinschaft gütlich zu einigen. Die 
tatsächlich vorhandene Härte für den Kläger kann aber 
für das Gericht kein Anlaß sein, von den bisher ent
wickelten Rechtsgrundsätzen abzuweichen und für be
stimmte Fälle die Anwendung des § 93 Abs. 2 zu ver
neinen.
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